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Indirekter Gegenvorschlag (Bundesgesetz über die nachhaltige Unternehmensführung) zur Volksiniti-
ative «Für verantwortungsvolle Grossunternehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt» 
Vernehmlassung des Kantons Schwyz 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
 
Mit Schreiben vom 2. April 2026 hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) den 
Kantonsregierungen die Unterlagen zum indirekten Gegenvorschlag (Bundesgesetz über die nachhal-
tige Unternehmensführung) zur Eidgenössische Volksinitiative «Für verantwortungsvolle Grossunter-
nehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt» zur Vernehmlassung bis 9. Juli 2026 unterbreitet.  
 
Der Regierungsrat lehnt den indirekten Gegenvorschlag ab. 
 
Während die EU die Konzernhaftung ihren Mitgliedstaaten überlässt respektive auf ein EU-weites 
Haftungsregime verzichtet, will der Bundesrat neue und unerprobte Regeln von sich aus einführen 
und dem Rest von Europa davoneilen. Dies, obwohl die Schweiz gerade im Bereich der Konzernhaf-
tung bereits eine etablierte Rechtsprechung kennt. Regeln sollen eingeführt werden, bei welchen die 
EU gerade jüngst entschieden hat, diese nicht einzuführen. Das setzt ein falsches Zeichen in einer 
Zeit, in der die Schweizer Unternehmen und ihre Beschäftigten angesichts der geopolitischen Lage 
und schwachen Konjunktur unter erheblichem Druck stehen. 
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf ist zudem eine bürokratische «Lex specialis», worin eine nationale 
Kontrollbehörde sowie pro Kanton eine Schlichtungsbehörde mit Fachexpertise festgeschrieben sind. 
 
Im erläuternden Bericht fehlt weiter eine Evaluation der Wirkung der Massnahmen, welche als indi-
rekter Gegenvorschlag zur abgelehnten Konzernverantwortungsinitiative (Abstimmung im November 
2020) eingeführt wurden. Bevor weitere verschärfende Regelungen eingeführt werden, ist es ange-
zeigt, die vor nur wenigen Jahren angepassten Normen auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen, ansons-
ten die Gefahr besteht, aufgrund von nicht substantiierten Annahmen weiter zu regulieren. 
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Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Bundesrat, unse-
rer vorzüglichen Hochachtung. 
 
 
 
Im Namen des Regierungsrates: 
 
 
 
Michael Stähli Dr. Mathias E. Brun 
Landammann Staatsschreiber 
 
 
 
 
 
Kopie an: 
– die Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung.  


